Preußi de Geſczſaumlung 


Jahrgang 1920 Nr. 32. 


(Nr. 11923.) Geſetz über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels und die Auflöſung 
der Hausvermögen. Vom 23. Juni 1920. a 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


l. Aufhebung der Standesvorrechte. 


Heal 
I. Die auf dem öffentlichen Rechte Preußens beruhenden Vorrechte des 
bisherigen Adelsſtandes einſchließlich der Vorrechte der in den Artikeln 57 und 58 
des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche genannten Familien ſowie 
des Herzoglich Holſteiniſchen Fürſtenhauſes und der Mitglieder dieſer Familien 
werden aufgehoben. f 

II. Aufgehoben werden insbeſondere, ſoweit ſie nicht bereits beſeitigt ſind: 

1. das Recht eigener Geſetzgebung (Autonomie) und Gerichtsbarkeit; 

2. das Recht, durch beſondere Behörden oder Beamte öffentlich⸗ rechtliche 
Befugniſſe auszuüben oder Staatsbeamte mit der Wahrnehmung haus⸗ 
rechtlicher Aufgaben zu beauftragen; 

3. das Recht auf die Prädikate Königliche Hoheit, Hoheit, Durchlaucht 

und dergleichen und auf beſondere Ehrungen (Landestrauer, Ehren⸗ 
wachen, Kanzleizeremoniell u. dgl.) 

4. das Recht, Titel oder Auszeichnungen zu verleihen, die den Anſchein 
ſtaatlicher Titel oder Auszeichnungen zu erwecken geeignet find; 

5. das Recht beſonderer Vertretung in Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes; i i 

6. die Befreiung von öffentlich-rechtlichen Pflichten, Laſten und Abgaben; 

7. das Recht beſonderen Strafſchutzes und des beſonderen Gerichtsſtandes 
vor ſtaatlichen Behörden; 

8. die Befreiung von Arreſt, Verhaftung und ſonſtigen Beſchränkungen 
der perſönlichen Freiheit; 

Geſetzſammlung 1920. (Nr. 11923.) 
Ausgegeben zu Berlin den 22. Juli 1920. 57 


— DE 


9. das Recht der geſetzlichen Vertretung in Rechtsſtreitigkeiten und bei 

der Ableiſtung von Eiden; a 

10. das auf Grund Haus⸗ oder Landesrechts in den Häuſern der vor⸗ 
maligen Landes⸗ und Standesherren etwa noch beſtehende beſondere 
Eheſcheidungs-, Entmündigungs⸗ und Vormundſchaftsrecht ſowie das 
beſondere Recht der Eheſchließung, namentlich auch ſoweit es Nachteile 
an eine den Ebenbürtigkeitsbegriffen des Hausrechts nicht entſprechende 
Eheſchließung knüpft. 

8.2 


Die im § 1 bezeichneten Familien und ihre Mitglieder unterſtehen dem 


allgemeinen öffentlichen und bürgerlichen Rechte. 
In Anſehung der durch Hausrecht gebundenen Güter (Hausvermögen) 
behält es bis zu deren Auflöſung bei den bisherigen Vorſchriften fein Bewenden. 


II. Auflöfung des Haus vermögens. 
f BR 
Das in Preußen befindliche Hausvermögen einſchließlich der ftandes- 
herrlichen Hausgüter (§ 1 Abf. 5 der Verordnung über Familiengüter vom 
10. März 1919, Geſetzſamml. S. 39) iſt bis zum 1. April 1923 von den be⸗ 
teiligten Familien aufzulöſen. ft die Auflöſung binnen dieſer Friſt nicht 
geregelt, ſo erfolgt die Zwangsauflöſung der Hausvermögen im Verordnungs⸗ 
wege durch das Staatsminiſterium. N 
g „ 
Die Auflöſung des Hausvermögens, die Verfügung über einzelne Gegen⸗ 
ſtände desſelben ſowie die Anderung und Aufhebung der hausverfaſſungsmäßigen 
Beſtimmungen über das Hausvermögen kann dürch Familienſchluß erfolgen. 


5. 

Zur Teilnahme an dem Familienſchluſſe ſind der Hausgutsinhaber ſowie 
der nach der bisherigen Folgeordnung derzeit nächſte Folgeberechtigte und die 
unbeſchränkt geſchäftsfähigen übrigen Familienmitglieder des Mannesſtamms 
(Agnaten) berechtigt. N 

Der Familienſchluß kommt zuſtande, wenn eine Mehrheit von drei Viertel 
der Teilnahmeberechtigten zuſtimmt. 

Teilnahmeberechtigte, die in dem Aufnahmetermine nicht erſcheinen, gelten: 
als den gefaßten Beſchlüſſen zuſtimmend, ſofern nicht von ihnen ſpäteſtens am 
Tage vor dem Termin eine beſtimmte Erklärung zu dem Entwurf in öffentlicher 
oder öffentlich beglaubigter Form bei der Auflöſungsbehörde eingegangen iſt. 
i Der Hausgutsinhaber und der nächſte Folgeberechtigte müſſen in jedem 
Falle ausdrücklich zuſtimmen. Iſt der Hausgutsinhaber zugleich der geſetzliche 
Vertreter des nächſten Folgeberechtigten, ſo wird dieſer durch einen Pfleger 
vertreten. 
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N §6. 

Der Zuſtimmung von Anfall- oder Heimfallberechtigten bedarf es nur, ſo⸗ 
weit das Anfall oder Heimfallrecht für den Fall einer geſetzlichen Auflöſung 
des Hausvermögens beſtimmt iſt und durch den Familienſchluß beeinträchtigt wird. 

Die Zuſtimmung muß in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Form 
erklärt werden. 


| 987. 

Gehört zu dem Hausvermögen Wald, der ſich nach ſeiner Beſchaffenheit 
und nach ſeinem Umfange zu einer nachhaltigen forſtmäßigen Bewirtſchaftung 
eignet, ſo iſt zur Aufhebung des Hausvermögens die Genehmigung des Juſtiz⸗ 
miniſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erforder, 
lich. Die Genehmigung iſt gegenüber der Auflöſungsbehörde zu erklären. 

Die Genehmigung iſt zu erteilen, wenn in dem Familienſchluſſe Vorſorge 
getroffen iſt, daß der Wald vor einer unwirtſchaftlichen Zerſplitterung geſchützt 
wird und der Verfügungsberechtigte ſich der Beſchränkung unterwirft, daß das 
Maß der Nutzung und die Art der Bewirtſchaftung durch einen behördlich geneh- 
migten Wirtſchaftsplan nach den anerkannten Grundſätzen einer forſtmäßigen 
Wirtſchaft feſtgeſtellt werden. Die Erfüllung der Verpflichtung iſt durch Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch zu ſichern. Auf ihre Durchführung finden die 
$$ 132, 133 und 135 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 Geſetzſamml. S. 195) entſprechende Anwendung. a 

Zur Sicherung gegen unwirtſchaftliche Serfplitterung genügt es, wenn der 
zu einer einheitlichen Bewirtſchaftung zu erhaltende Wald im Grundbuch als ein ein⸗ 
heitliches Grundſtück eingetragen und auf dem Grundbuchblatte dieſes Grundſtücks 
vermerkt wird, daß eine Teilung oder Veräußerung nur mit Genehmigung des 
Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zuläſſig iſt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die geſchloſſene Erhaltung von 
Weinbergen entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß es der Vorlegung 
eines Wirtſchaftsplans hier nicht bedarf. 


88. 
Der Familienſchluß iſt von der Auflöſungsbehörde aufzunehmen und zu 
beſtätigen. ö 
Auflöſungsbehörde iſt das Oberlandesgericht, in deſſen Bezirk der zum 
Hausgute gehörige Grundbeſitz belegen iſt. Erſtreckt ſich der Grundbeſitz über 
mehrere Oberlandesgerichtsbezirke, jo wird das zuständige Oberlandesgericht durch 
den Juſtizminiſter beſtimmt. 


§ 9. 
inf Die Aufnahme des Familienſchluſſes erfolgt auf Antrag des Hausguts— 
nhabers. 
Mit dem Antrag iſt ein Entwurf des Familienſchluſſes ſowie ein Ver⸗ 
zeichnis der Teilnahmeberechtigten (Familienverzeichnis) ſowie der im § 6 genannten 
Heimfall⸗ oder Anfallberechtigten einzureichen. 
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Der Antrag iſt dem Juſtizminiſter, dem Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten und dem Miniſter für Wiſſenſ ſchaft, en und Volks⸗ 
bildung mitzuteilen. 

f § 10. 

Die Auflöſungsbehörde hat den Entwurf ſowie die Richtigkeit und Voll⸗ 
ſtändigkeit des Familienverzeichniſſes zu prüfen. Sie kann von dem Antrag⸗ 
ſteller die eidesſtattliche Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit des 
Familienverzeichniſſes verlangen. Zur Anſtellung weiterer Ermittlungen hier⸗ 
über iſt ſie nicht verpflichtet. 

Die Auflöſungsbehörde ſoll auf eine ſachgemäße Faſſung des Entwurfs 
hinwirken. Sie ſoll auch darauf hinwirken, daß die Verſorgungsberechtigten, die 
Angeſtellten und die ſonſtigen Gläubiger des Hausguts wegen ihrer Anſprüche 
hinreichend ſichergeſtellt werden, ſowie daß, ſoweit es das öffentliche Intereſſe 
erfordert, zum Hausvermögen gehörende Gegenſtände (insbeſondere Sammlungen, 
Büchereien, Archive) von beſonderem geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichem oder künſt⸗ 
leriſchem Werte dauernd im Inlande bewahrt und e Einrichtungen 
erhalten werden. 

GET 

Der 19 zur Aufnahme des Familienſchluſſes (Aufnahmetermin) und 
das Familienverzeichnis ſind durch den „Reichsanzeiger“ öffentlich bekannt zu 
machen. Die Bekanntmachung hat wenigſtens einen Monat vor dem Aufnahme⸗ 
termine zu erfolgen. In der Bekanntmachung find die Teilnahmeberechtigten auf- 
zufordern, ſich, ſoweit ſie nicht bereits in das Familienverzeichnis aufgenommen 
ſind, bei der Auflöſungsbehörde zu melden. Die bei der Auflöſungsbehörde an⸗ 
gezeigten Teilnahmeberechtigten find beſonders zu laden, ſofern fie ihren Wohnſitz 
innerhalb des Deutſchen Reichs haben oder zur Wahrnehmung ihrer Rechte 


= einen innerhalb des Deutſchen Reichs wohnhaften Bevollmächtigten beftellt und 


die Bevollmächtigung der Auflöſungsbehörde ſpäteſtens zwei Wochen vor dem 
Aufnahmetermine durch eine öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde nach⸗ 
gewieſen haben. Mit der Ladung iſt eine Abſchrift des Entwurfs zuzuſtellen. 
Durch öffentliche Zuſtellung iſt nicht zu laden. In der Bekanntmachung und in 
den Ladungen muß auf die Rechtsfolgen des $ 5 Abſ. 3 hingewieſen werden. 
Der Aufnahmetermin iſt dem Juſtizminiſter und dem Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten mitzuteilen. Sie ſind berechtigt, zu dem 
Termin einen Vertreter zu entſenden. a 


§12. 

In dem dlufnahmstermin iſt feſtzuſtellen, wer nach dem Geſetze zur Teil— 
nahme berechtigt iſt (88 5, 6), von welchem der Teilnahmeberechtigten Erklärungen 
zu dem Entwurfe gemäß $5 Abſ. 3 vorliegen und welche derſelben im Termin 
anweſend ſind. 

Danach iſt über den el zu verhandeln und das eu: der 
Beſchlußfaſſung feſtzuſtellen. 


ee 


Der Niederſchrift über den Hergang ſind die im Abſ. 1 bezeichneten 
Erklärungen als Anlagen beizufügen. 1926 


3. 
Die Auflöſungsbehörde hat die Beſtätigung zu verſagen: 

1. wenn durch den Familienſchluß das Geſetz verletzt iſt ; 

2. wenn durch die Vollziehung des Familienſchluſſes einzelne Familien⸗ 
mitglieder gegenüber anderen unbillig benachteiligt würden, es ſei denn, 
daß fie ſich ausdrücklich einverſtanden erklärt haben; eine Benach⸗ 
teiligung gegenüber dem Hausgutsinhaber oder nächſten Folgeberech⸗ 
tigten kommt hierfür nicht in Betracht; 

3. wenn die Rechte der im § 6 genannten Anfall⸗ oder Heimfallberechtig⸗ 
ten ohne ihre Zuſtimmung beeinträchtigt ſind. 

Die Auflöſungsbehörde kann die Beſtätigung verſagen, wenn die nach $ 7 
erforderliche Genehmigung des Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten nicht vorliegt. 


. 
* 


814. 


Der Beſchluß über die Beſtätigung iſt im „Reichsanzeiger“ öffentlich be⸗ 
kannt zu machen und den ſtimmberechtigten Familienmitgliedern ſowie den im 


66 bezeichneten Anfall⸗ und Heimfallberechtigten zuzuſtellen. 


Gegen den Beſchluß iſt die ſofortige Beſchwerde gegeben. Sie iſt binnen 
einer Notfriſt von zwei Monaten ſeit der öffentlichen Bekanntmachung bei der Auf 
löſungsbehörde oder bei dem Juſtizminiſter einzureichen. Uber die Beſchwerde 
entſcheidet der Juſtizminiſter. 

Iͤꝗſt die Beſtätigung verſagt, fo ſteht die Beſchwerde dem Hausgutsinhaber 
und dem nächſten Folgeberechtigten zu. d 

Iſt die Beſtätigung erteilt, ſo ſteht die Beſchwerde denjenigen Familien⸗ 

mitgliedern zu, die dem Familienſchluſſe widerſprochen haben oder die entgegen 


der Vorſchrift des Geſetzes nicht zugezogen ſind, ferner den nicht ſtimmberechtigten 


Familienmitgliedern ſowie den Anfall und Heimfallberechtigten in den Fällen 


des § 13 Ziffer 2 und 3. 


$ 15. 
Iſt die Beſtätigung ohne die nach § 7 erforderliche Genehmigung erfolgt, 


ſo iſt der beſtätigte Familienſchluß dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 


und Forſten und dem Juſtizminiſter zuzuſtellen. Die genannten Miniſter können 
den Familienſchluß aufheben, wenn den Erforderniſſen des § 7 bj. 2 nicht genügt 
iſt. Die Aufhebung erfolgt durch Erlaß zu Händen der Auflöſungsbehörde. Iſt 


die Auflöſung nicht binnen vier Monaten nach der Beſtätigung des Familien⸗ 


ſchluſſes erfolgt, fo gilt die Genehmigung aus § 7 als erteilt. 


— 372 — 


Die Auflöſungsbehörde hat eine etwaige Aufhebung des Familienſchluſſes 
den Beteiligten gemäß § 11 bekannt zu geben. Das gleiche gilt, wenn der Fa- 
milienſchluß rechtskräftig beſtätigt und genehmigt iſt. 


§ 16. ss 
Iſt der Familienſchluß rechtskräftig beſtätigt und genehmigt, fo kann nach 
keiner Richtung geltend gemacht werden, daß die in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen 
Vorausſetzungen nicht erfüllt waren. 
§ 17. 

Die zur Vollziehung des rechtskräftig beſtätigten Familienſchluſſes erforder⸗ 
lichen Eintragungen in die öffentlichen Bücher und Regiſter erfolgen auf Erſuchen 
der Auflöſungsbehörde. 

§ 18. f 

Die Auflöſungsbehörde iſt befugt, in Gemäßheit eines von ihr rechtskräftig 
beſtätigten Familienſchluſſes Wälder, Sammlungen, Archive und gemeinnützige 
Einrichtungen des Hausvermögens, ſofern deren geſchloſſene Erhaltung im öffent⸗ 
lichen Jutereſſe erforderlich erſcheint, in eine Stiftung umzuwandeln. Die Stif⸗ 


tung entſteht mit der rechtskräftigen Feſtſetzung der Satzung durch die Auflöſungs. 
9 ) g 9 ) 9 


behörde. 8 
Bei Feſtſetzung der Satzung iſt den Intereſſen des Gemeinwohls durch 
Anordnung entſprechender Beſuchs⸗ und Beuutzungsordnungen Rechnung zu tragen. 
Die Feſtſetzung der Satzung erfolgt durch Beſchluß der Auflöſungsbehörde. 
Gegen den Beſchluß iſt die ſofortige Beſchwerde zuläſſig. 


8 

Mit der rechtskräftigen Beſtätigung und der Genehmigung des Familien⸗ 
ſchluſſes iſt das Hausvermögen aufgelöſt. Dies gilt auch dann, wenn der nach 
dem Familienſchluſſe zunächſt Berufene in der Verfügung über das frühere Haus⸗ 
gut noch nach Art eines Vorerben beſchränkt iſt. 
N Mit dem genannten Zeitpunkte gehen die Beſtandteile des Hausvermögens 
auf die nach dem Familienſchluſſe Berufenen kraft Geſetzes über, es ſei denn, daß 
die Berufung nur auf einzelne Gegenſtände erfolgt iſt. b n 


§ 20. 

Für die am Tage der Auflöſung des Hausguts noch beſtehenden Hausguts— 
verbindlichkeiten haften nacheinander, ſoweit eine beſtellte dingliche Sicherheit nicht 
reicht, der bisherige Hausgutsinhaber ſowie derjenige perſönlich, dem das Haus⸗ 
gut auf Grund des Familienſchluſſes angefallen iſt. 

Die nach dem Familienſchluſſe Berufenen haben hinſichtlich ihrer Haftung 
die Stellung von Erben und, wenn ihnen nur einzelne Gegenſtände zugewieſen 
ſind, die Stellung von Vermächtnisnehmern. Die Hausgutsgläubiger haben die 
Stellung von Nachlaßgläubigern. N 

Für die Verrichtungen des Nachlaßgerichts ift die Auflöſungsbehörde zuftändig. 


—, Mar 


III. Abergangs⸗ und Schlußvorſchriſten. 
| S 

Die Rechtsverhältniſſe der Patronate, der Kirchen⸗ und Schulangelegen⸗ 
heiten, der Regale und ſonſtiger vermögenswerter Gerechtſazne werden durch be⸗ 
ſondere Geſetze geregelt. 
ö 922. 

Als Namen der bisherigen Adelsfamilien und ihrer Argehörigen gilt die 
Bezeichnung, die ſich auch bisher auf die nicht beſonders bevorrechtigten Familien⸗ 
mitglieder als eigentliche Familienbezeichnung vererbte. Stand zur Zeit des In⸗ 
krafttretens der Reichsverfaſſung einem Familienangehörigen vor den anderen 
Familienangehörigen eine beſondere Bezeichnung zu, jo darf er dieſe Bezeichnung 
für ſeine Perſon auf die Dauer der bisherigen Berechtigung beibehalten, ſofern 
ſie nicht dem Ausdrucke der durch die Ereigniſſe des November 1918 beſeitigten 
Landeshoheit diente. f 

Die in den Artikeln 57 und 58 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Geſetzbuche genannten Familien und das Herzoglich Holſteiniſche Fürſtenhaus find 
befugt, bis zum 31. Dezember 1920 aus den bisher in der Familie geführten 
Bezeichnungen einen Teil auszuwählen und mit Ermächtigung des Juſtizminiſters 
künftig als Familiennamen zu führen. Die Namenswahl erfolgt durch Familien⸗ 
ſchluß gemäß § 5 dieſes Geſetzes. f 

Im Zweifel entſcheidet über die Zuläſſigkeit der Bezeichnung der Juſtizminiſter. 


ö 8 23. 

Iſt beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits ein Hausgeſetz vorhanden, 
durch das die Auflöſung des Hausvermögens geregelt wird, ſo behält es bei 
deſſen Vorſchriften ſein Bewenden. 5 

924. 

Erſtreckt ſich das Hausvermögen über mehrere deutſche Länder, ſo kann 
die einheitliche Auflöfung desſelben durch Familienſchluß auf Grund einer Ver⸗ 
einbarung zwiſchen den beteiligten Ländern durch Verordnung des Staatsminiſte⸗ 
riums beſonders geregelt werden. 

i i | $ 23. 10 

Der § 10 Fiffer 1 der Verordnung über Familiengüter vom 10. März 
1919 (Geſetzſamml. S. 39) wird aufgehoben. Die Beſtimmungen der §§ 7 und 
5 dieſes Geſetzes gelten auch für die Familienfideikommiſſe, Erbſtammgüter und 
Lehen. a 
Das Staatsminiſterium kann durch Verordnung auch die übrigen Vor⸗ 
ſchriften des II. Abſchnitts dieſes Geſetzes auf die genannten Familiengüter ganz 
oder teilweiſe für entſprechend anwendbar erklären und zu dieſem Zwecke nähere 
Vorſchriften erlaſſen. . 2 


a 
826. 


Apanagen und Wittümer können in dem Verhältniſſ e herabgeſetzt werden, 1 


in dem die Einkünfte des Familienoberhaupts oder des ſonſt zur Zahlung Ver⸗ 
pflichteten und die Auforderungen an die Lebenshaltung der Hausmitglieder ſich 
gegenüber den vor dem 9. November 1918 von dem Familienoberhaupt oder dem 
ſonſt zur Zahlung Verpflichteten bezogenen Einkünften und gegenüber der infolge 
der bevorzugten Stellung des Hauſes damals erforderten Lebenshaltung der Haus- 
mitglieder verringert haben. Eine Herabſetzung unter das im § 1610 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmte Maß iſt unzuläſſig. 

Die Herabſetzung erfolgt im Streitfalle durch Urteil. 


$ 27. 
Für die Überleitung des bisherigen Hausrechts der in den Artikeln 57 und 
58 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche genannten Familien und 
des Herzoglich Holſteiniſchen Fürſteuhauſes in den allgemeinen Rechtszuſtand 
gelten die Beſtimmungen der §§ 28 bis 37. 


$ 28. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes gehen die bisher von dem Familien⸗ 
oberhaupt oder von den Hausbehörden ausgeübten öffentlich-rechtlichen Befugniſſe 
auf die nach dem allgemeinen Rechte ſachlich und örtlich zuſtändigen Staats⸗ 
behörden über. In Zweifelsfällen entſcheidet über die Zuständigkeit der Juſtiz⸗ 
miniſter. 

Die Verwahrung der bei dem bisherigen „Miniſterium des Königlichen 
Hauſes“ geführten Standesregiſter geht auf den Juſtizminiſter über. Dieſer iſt 
für die Erteilung von Ausfertigungen zuſtändig. Er kann die ihm hiernach 
obliegenden Befugniſſe auf die ihm . Behörden oder auf den Standes⸗ 
beamten übertragen. 

N 29. 

Soweit einer Hausbehörde oder einem ſonſtigen Hausorgan in Auſehung 
der Verwaltung von Nachläſſen, Fideikommiſſen oder anderen Vermögensmaſſen, 
in Ausführung letztwilliger Verfügungen oder der Erbauseinanderſetzung nach dem 
bisherigen Rechte Verrichtungen übertragen ſind, für die nach den allgemeinen 
Geſetzen ein Teſtamentsvollſtrecker oder ſonſtiger Vermögensverwalter oder ein 

durator hätte berufen werden können, kann die Verwaltung der bisher zuſtändigen 
Stelle belaſſen werden. 

Für die Beaufſichtigung find die nach den allgemeinen Vorſchriften berufenen 

en zuſtändig. Dieſe haben die für die Überleitung in den SR) 
ER erforderlichen Anordnungen zu wife 


§ 30. 
„Die bei einem Gericht oder einer anderen Staatsbrhörde ſchuebenden 2 Ber⸗ 
fahren bleiben, auch wenn infolge des Inkrafttretens dieſes Gehe; eine andere 
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Zuſtändigkeit dafür begründet fein würde, bei der bisher zuſtändigen Stelle anhängig. 
Dieſe iſt befugt, die Angelegenheit an die nach den allgemeinen Geſetzen zuſtändige 
Stelle 5 150 

§˖ 31. 5 

Soweit hinſichtlich der Verjährung beſondere, vom allgemeinen Rechte ab- 
weichende Beſtimmungen gelten, finden vom Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab die 
Vorſchriften des Artikel 169 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
entſprechende Anwendung. 

6 32. 

Wer zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes nicht das e 
Lebensjahr vollendet hat, aber nach dem Hausrechte volljährig geworden iſt 
oder ſonſt die rechtliche Stellung eines Volljährigen erlangt hat, ſteht einem 
Volljährigen gleich. 

33 

Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes beſtehende Vormund 
ſchaft oder Pflegſchaft finden von dieſem Zeitpunkt an die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 

Ein bereits beſtellter Vormund oder Pfleger bleibt im Amte. 


$ 34. . 
Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten dieſes Sefekes u 
Che beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 


1 $ 35. | 

Die perſönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zueinander, insbeſondere 

die gegenſeitige Unterhaltspflicht, ſowie das Rechtsverhältnis zwiſchen Eltern und 

Kindern beſtimmen ſich vom Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab unbeſchadet der 
Vorſchrift des H 2 Abſ. 2 nach den allgemeinen Gefegen, 


8 36. f 
Auf den Güterſtand der bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtchenden Ehen 
finden die Beſtimmungen des Artikel 200 des Einführungsgeſetzes zum Bürger 
lichen Geſetzbuche ſowie des Artikel 59 GI Abſ. II, Artikel 62 bis 64 des Aus 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch entſprechende Anwendung. 


8.87. 

Für die en Verhältniſſe des Allodvermögens bleiben, wenn der 
Erblaſſer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſtorben iſt, die bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen maßgebend. Die Vorſchriften der Artikel 214, 215 und 217 des 
Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche finden entſprechende Anwendung. 

Stirbt der Hausgutsinhaber vor Auflöſung des Hausvermögens, ſo ſteht 
dem Hausgutsfolger neben dem Folgerecht ein Pflichtteilsrecht hinſichtlich des 


Geſetzſammlung 1920. (Nr. 11923.) 58 
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Allodvermögens nicht zu. Im gleichen Falle bleibt er, wenn das beſtehende 
Hausrecht ſeine Ausſchließung von der Erbfolge in das Allodvermögen vorſieht, 
von dieſer Erbfolge ausgeſchloſſen. Beides gilt nicht, ſoweit der Wert des 
Pflichtteils oder geſetzlichen Erbteils den Wert des Hausvermögens überſteigt; 
in dieſem Falle muß der zur Nachfolge in das Hausgut Berufene ſich deſſen 
Wert auf den Pflichtteil oder geſetzlichen Erbteil anrechnen laſſen. 


8 38. 

Die Beſtimmung des § 37 Abf. 1 Satz gilt entſprechend auch in Anſehung der 
auf Grund der Königlichen Verordnung vom 21. Januar 1837 (Geſetzſamml. S. 7) 
und des Vorbehalts im Artikel 216 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen 
Heſetzbuche getroffenen Verfügungen der Mitglieder des Rheiniſchen Ritterbürtigen 
Adels. Hinſichtlich der Apanagen und ſonſtigen Zuwendungen, die der Erblaſſer 
bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes einzelnen Abkömmlingen zur Ausgleichung 
hat zukommen laſſen, kann er durch letztwillige Verfügung nachträglich die An⸗ 
rechnung auf den Pflichtteil anordnen. 

Die beſtehenden Anſprüche derjenigen Familienangehörigen, zu deren Nach⸗ 
‚teil bisher unter Abweichung vom Pflichtteilsrechte verfügt war, bleiben unberührt. 
Mit dieſer Maßgabe kann das Statut der Stiſtung für die Rheiniſche ritter⸗ 
bürtige Ritterſchaft vom 28. Februar 1837 (Geſetzſamml. S. 79) durch Beſehluß 
der Generalverſammlung mit einfacher Stimmenmehrheit abgeändert werden. 


SER 
Die zur Überleitung in den allgemeinen Rechtszuſtand weiter erforderlichen 
Vorſchriften werden durch Verordnung des Staatsminiſteriums getroffen. 


e § 40. 
Der Juſtizminiſter iſt ermächtigt, nähere Vorſchriften insbeſondere zur 
Ausführung dieſes Geſetzes zu erlaſſen. g 


§ 41. 

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere folgender 
Geſetze, Verordnungen, Inſtruktionen, Kabinettsorders, Erlaſſe, Konzeſſionsurkunden 
und Hauptrezeſſe, ſind aufgehoben: 

1. Erbvertrag der Fürſten von Naſſau vom 13., 23., 26. und 30. Juni 

1783 (Verordnungsbl. für das Herzogtum Naſſau 1861 S. 19); 

2. vom erſten Teile der Allgemeinen Gerichtsordnung für die Preußiſchen 

Staaten vom 6. Juli 1793 und 4. Februar 1815: 
a) § 41 des 2. Titels, | 
b) Anh. §§ 201, 202 des 29. Titels; 


* 


0. 


11. 


13, 


14. 
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vom Allgemeinen Landrecht für die Preußiſchen Staaten vom 5. Fe⸗ 
bruar 1794: 5 5 


a) aus dem erſten Teile der § 629 des 9. Titels, die $$ 676, 677 
des 11. Titels ſowie der § 176 des 12. Titels, 

b) aus dem zweiten Teile die $$ 738 bis 740 ſowie der 9. Abſchnitt 
des 1. Titels, der 8. und 9. Abſchnitt ſowie die §§ 683 bis 685 
des 2. Titels, der 9. Titel, der $ 17 des 13. Titels, die §8 11 
bis 15 des 14. Titels; 


von der Preußiſchen Kriminalordnung vom 11. Dezember 1805 die 


§§ 251 bis 255; 


Edikt und Hausgeſetz über die Veräußerlichkeit der Königlichen Domänen 


vom 6. November 1809 Geſetzſamml. S. 604); 


Verordnung über die veränderte Verfaſſung aller oberſten Staats⸗ 


behörden in der Preußiſchen Monarchie vom 27. Oktober 1810 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 3) S. 18 Nr. 3; d 


„Verordnung über die Verhältniſſe der vormals unmittelbaren deutſchen 


Reichsſtände in den Preußiſchen Staaten vom 21. Juni 1815 (Geſetz 
ſamml. S. 105); 


Verordnung wegen des Königlichen Titels und Wappens vom 9. Ja⸗ 


nuar 1817 Geſetzſamml. S. 17); 


Juſtruktion wegen Ausführung des Edikts vom 21. Juni 1815, die 


Verhältniſſe der vormals unmittelbaren deutſchen Reichsſtände in der 
Preußiſchen Monarchie betreffend, vom 30. Mai 1820 (Geſetzſamml. 


S. 81) 


Rezeß mit dem Fürſten zu Stolberg⸗Wernigerode vom 13. Auguſt 1822 
und Kabinettsorder vom 17. September 1822 (Amtsblatt der Re⸗ 
gierung zu Magdeburg 1823 S. 140 bis 142), 

Hannöverſche Verordnung über die ſtandesherrlichen Verhältniſſe des 
Fürſtlichen Hauſes in der Grafſehaft Bentheim vom 18. April 1823 
(Geſetzſamml. für das Königreich Hannover 1823 Abt. I S. 125); 


Verordnung über die ſtandesherrlichen Verhältniſſe des Herzoglich Arenı- 


bergſchen Hauſes in dem Kreiſe Meppen vom 9. Mai 1826 Geſetz⸗ 
ſamml. für das Königreich Hannover S. 155); 
Kabinettsorder vom 14. Juli 1829 über die Deklaration des § 32 
der Inſtruktion vom 30. Mai 1820 über den Kommunalverband 
ſtandesherrlicher Beſitzungen (Geſetzſamml. S. 117); 
Kabinettsorder vom 21. Februar 1832 wegen Bekanntmachung der 
von der deutſchen Bundesverſammlung am 18. Auguſt 1825 und am 
13. Februar 1829 wegen der den vormals reichsſtändiſchen Häuſern 
beizulegenden Titel gefaßten Beſchlüſſe (Geſetzſamml. 1832 S. 129). 
Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 28. April 1832 (Geſetz— 
ſamml. 1832 S. 129 bis 135); 

585 


15. 


16. 
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Kabinettsorder vom 3. März 1833, wonach allen den Fürſtentitel 


führenden Mitgliedern der in der Inſtruktion vom 30. Mai 1820 81 
und in dem der Bekanntmachung des Staatsminiſteriums vom 
28. April 1832 beigefügten Verzeichnis unter I benannten Fürſtlichen 
Familien im ganzen Umfange der Monarchie von den Landesbehörden 
und Untertanen das Prädikat „Durchlaucht“ erteilt werden ſoll (Geſetz⸗ 
ſamml. 1833 S. 29); 

Kurheſſiſches Edikt über die beſonderen Rechtsverhältniſſe der kur⸗ 
heſſiſchen Standesherren vom 29. Mai 1833 (Sammlung von Ge⸗ 


ſetzen uſw. für Kurheſſen 1833 S. 113); 


„Kurheſſiſche Gemeinde⸗Ordnung für die Städte und die Landgemeinden 


vom 23. Oktober 1834 (Sammlung von Geſetzen uſw. für Kurheſſen 
1834 S. 181) 897 


Hausgeſetz für das Königreich Hannover vom 19. November 1836 


(Geſetzſamml. für das Königreich Hannover 1836 S. 191); 


Verordnung über die autonomiſche Sukzeſſionsbefugnis der Rheiniſchen 


Ritterſchaft und das darüber ſtattfindende ſchiedsrichterliche Verfahren 
vom 21. Januar 1837 Geſetzſamml. S. 7) und §§ 10, 67 Abſ. 1 
des Statuts der Stiftung für die rheiniſche ritterbürtige Ritterſchaft 
vom 28. Februar 1837 (Geſetzſamml. S. 83 und S. 94); 


„Kabinettsorder über die von den Häuptern der vormals reichsſtändiſchen 


Familien über ihre Domänen abzuleiſtenden Eide vom 3. Januar 1845 
(Geſetzſamml. S. 37); a 


Hannöverſche Verordnung, Anderungen der Verordnung vom 18. April 


1823 über die ſtandesherrlichen Verhältniſſe des Fürſtlichen Hauſes 
in der Grafſchaft Bentheim betreffend, vom 21. Juli 1848 Geſetz⸗ 
ſamml. für das Königreich Hannover 1848 Abt. I S. 209); 


Verordnung über die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des 


eximierten Gerichtsſtandes vom 2. Januar 1849 (Geſetzſamml. S. 1) $11; 


3. Kabinettsorder über die Beilegung des Prädikats „Hoheit“ an die 


Fürſten von Hohenzollern vom 20. März 1850 (J. M. Bl. S. 145); 


„Vertrag zwiſchen dem König von Preußen und den Fürſten von 


Hohenzollern⸗Hechingen und von Hohenzollern-Sigmaringen wegen Ab- 
tretung der Fürſtentümer vom 7. Dezember 1849 Artikel 12, 13 und 
Geſetz vom 12. März 1850 (Geſetzſamml. S. 289); 


Geſetz, betreffend die Zuſätze zu der Verordnung vom 2. Januar 1849 


über die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit uſw., vom 26. April 1851 
(Geſetzſamml. S. 181) Artikel III; 


„Erlaß über die Nechtsverhältniſſe der Fürſtlich Hohenzollernſchen Häuſer 


vom 14. Auguſt 1852 GGſſetzſamml. S. 771); 


27. 


28. 


30. 


38. 


39. 


a 


Geſetz, betreffend die Deklaration der Verfaſſungsurkunde vom 31. Ja- 
nuar 1850 in bezug auf die Rechte der mittelbar gewordenen deutſchen 
Reichsfürſten und Grafen, vom 10. Juni 1854 (Geſetzſamml. S. 363); 
Naſſauiſches Gemeindegeſetz vom 26. Juli 1854 (Verordnungsbl. des 
Herzogtums Naſſau S. 166) § 69; 


Erlaß vom 9. Oktober 1854 über die fernere Gültigkeit der Be⸗ 


ſtimmungen des § 36 der Inſtruktion vom 30. Mai 1820 über die 
Vertretung der vormals reichsunmittelbaren Fürſten und Grafen in 
Prozeſſen ſowie der Verordnung vom 3. Januar 1845 über die von 
den Häuptern der vormals reichsſtändiſchen Familien in Prozeſſen 
über ihre Domänen zu leiſtenden Eide (Geſetzſamml. 1854 S. 540); 
Verordnung, die Ausführung der infolge des Geſetzes vom 10. Juni 
1854 wegen Deklaration der Verfaſſungsurkunde noch erforderlichen 
Maßregeln zur Herſtellung des bundesrechtlich gewährleiſteten Rechts— 
zuſtandes der vormals reichsunmittelbaren Fürſten und Grafen betreffend, 
vom 12. November 1855 GGeſetzſamml. S. 688); 


„Verordnung über die Wiederherſtellung des privilegierten Gerichtsſtandes 


für die mittelbar gewordenen deutſchen Reichsfürſten und Grafen vom 
12. November 1855 GGeſetzſamml. S. 686); 


Kurheſſiſche Verfaffungs-Urkunde vom 30. Mai 1860 (Sammlung von 


Geſetzen uſw. für Kurheſſen ©. 25) $$ 4, 37, 35; 


Rezeß mit dem Fürſten zu Wied vom 25./26. Juni 1860 und Ver⸗ 


ordnung vom 5. Oktober 1860 (Amtsblatt der Regierung zu Coblenz 
1861 S. 101); e 


. Gefeß über die anderweite Regelung der Grundſteuer vom 21. Mai 


1861 (Geſetzſamml. S. 253) § 4; 


Geſetz über die Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer vom 


21. Mai 1861 Geſetzſamml. S. 317) § 3 


Rezeß mit dem Fürſten zu Solms⸗Braunfels vom 22. November 1861 


und Kabinettsorder vom 26. April 1862 (Amtsblatt der Regierung 
zu Coblenz 1862 S. 153), 


Rezeß mit dem Fürſten zu Stolberg-Wernigerode vom 8. Januar 1862 


und Kabinettsorder vom 25. Auguſt 1862 (Amtsblatt der Regierung 
zu Magdeburg 1862, 2. Beilage S. 309), a 

Rezeß mit dem Fürſten zu Solms⸗Hohenſolms Lich vom 22. Juli 1862 
(Amtsblatt der Regierung zu Coblenz 1863 S. 23); 

Verordnung über Abänderung und Erläuterung der Konzeſſionsurkunde 
vom 28. März 1836 für die Grafen zu Stolberg und Stolberg⸗Roßla 
vom 31. Dezember 1864 (Amtsblatt der Regierung zu Merſeburg 
1865 S. 72) 8 


40. 


41. 


42. 


46. 


47. 


52. 
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Rezeß mit dem Fürſten von Thurn und Taxis vom 15. Juli 1864 
und Verordnung vom 24. Oktober 1865 (Amtsblatt der Regierung zu 
Sigmaringen 1865 S. 241); 

Rezeß mit dem Herzog von Croy vom 3. Auguſt 1864 und Verord— 
nung vom 20. Juni 1865 (Amtsblatt der Regierung zu Münſter 1865 
S. 20; 

Rezeß mit dem Fürſten und Rheingrafen zu Salm⸗Horſtmar vom 
26. Auguſt 1864 und Verordnung vom 5. Dezember 1864 (Amtsblatt 
der Regierung zu Münſter 1865 S. 38); 


3. Rezeß mit dem Fürſten zu Sayn⸗Wittgenſtein-Hohenſtein vom 5. Mai 


1865 und Verordnung vom 24. Juni 1867 (Amtsblatt der Regierung 
zu Arnsberg 1867 S. 479); 


4. Allgemeines Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 
50; 


1865 Gſetzſamml. S. 705) $ 25 


Rezeß mit dem Fürſten zu Fürſtenberg vom 9. Mai 1866 und Ver⸗ 


ordnung vom 5. November 1866 (Amtsblatt der Regierung zu Sig⸗ 
maringen 1867 S. 9); 

Rezeß mit dem Fürſten zu Salm⸗Salm vom 26. Oktober 1866 und 
Verordnung vom 27. November 1867 (Amtsblatt der Regierung zu 
Münſter 1868 S. 158); 

Verordnung über Einführung der preußiſchen Geſetzgebung in betreff 
der direkten Steuern in dem Gebiete des vormaligen Königreichs Han⸗ 
nover vom 28. April 1867 (Geſetzſamml. S. 533); 5 


„Verordnung über Einführung der preußiſchen Geſetzgebung in betreff 


der direkten Steuern in dem Gebiete des vormaligen Kurfürſtentums 
Heſſen vom 28. April 1867 (Geſetzſamml. S. 538); 


Verordnung über die Einführung der preußiſchen Geſetzgebung in betreff 
der direkten Steuern in dem Gebiete der Herzogtümer Schleswig und 
Holſtein vom 28. April 1867 (Gefekfamml. S. 543); 


„Verordnung über die Einführung der preußiſchen Geſetzgebung in betreff 


der direkten Steuern in dem Regierungsbezirke Sa uſw. vom 
11. Mai 1867 (Geſetzſamml. S. 593); i 


„Verordnung über die Einführung der preußiſchen Geſetzgebung in betreff 
der direkten Steuern in dem Gebiete des vormals Landgräflich Heffen- 


Homburgiſchen 8 Meiſenheim vom 4. Juni 1867 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 761); 


Verordnung über die Einführung der preußiſchen Geſetzgebung in betreff 
der direkten Steuern in den vormals bayeriſchen Gebietsteilen, Bezirks. 
amt Gersfeld und Landgerichtsbezirk Orb ohne Aura, vom 24. Juni 
1867 Geſetzſamml. S. 842); 


53. 


54. 


an 


66. 


S. 85) 
Kreisordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
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Verordnung über die Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung uſw. 
in Schleswig und Holſtein vom 26. Juni 1867 (Geſetzſamml. S. 1073) 
$7; 

Verordnung über die Gerichtsverfaſſung in dem vormaligen Kurfürſten⸗ 
tum Heſſen und den vormals Königlich Bayeriſchen Gebietsteilen mit 
Ausnahme der Enklave Kaulsdorf vom 26. Juni 1867 GGeſetzſamml. 
S. 1085) § 26; 


Verordnung über die Gerichtsverfaſſung in dem vormaligen Herzogtum 


Naſſau und den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietsteilen mit 
Ausſchluß des Oberamtsbezirkes Meiſenheim vom 26. Juni 1867 
(Geſetzſamml. S. 1094) § 25 5 


. Gefeß über die Ordnung der Rechtsverhältniſſe der mittelbar ge⸗ 


wordenen deutſchen Reichsfürſten und Grafen vom 15. März 1869 
(Geſetzſamml. S. 490); 


Geſetz über die Ausführung der anderweiten Regelung der Grundſteuer 


in den Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Heſſen⸗Naſſau 
ſowie in dem Kreiſe Meiſenheim vom 11. Februar 1870 Geſetzſamml. 
§3; 

Poſen, Schleſien und Sachſen vom 13. Dezember 1872 (Geſetzſamml. 
S. 661) $$ 17, 97; 


Erlaß über den Königliche Titel und das Königlichen Wappen vom 


16. Auguſt 1873 (Geſetzſamml. ©. 397); 


Geſetz über den ſtandesherrlichen Rechtszuſtand des Herzogs von Aren- 


berg⸗Meppen vom 27. Juni 185 (Geſetzſamml. S. 327); 


Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 431) 


8 100, 101; 


Erlaß über die Erweiterung der Rechte der Fürſtlich Hohenzollernſchen 


Behörden vom 2. Auguſt 1875 (Geſetzſamml. S. 580); 


Geſetz über die Einführung der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 


in den Grafſchaften Wernigerode und Stolberg vom 18. Juni 1876 
(Geſetzſamml. S. 245) $ 1; 


Ausführungsgeſetz zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 24. April 


1878 Geſetzſamml. S. 230) § 27 2 


„Geſetz über die Regulierung des ſtandesherrlichen Rechtszuſtandes des 


Fürſtlichen Hauſes zu Sayn-⸗Wittgenſtein⸗Berleburg bezüglich der Graf- 
ſchaft Wittgenſtein-Berleburg und der Herrſchaft Homburg an der 
Mark vom 25. Oktober 1878 (Geſetzſamml. S. 305); 

Geſetz über die Regulierung des ſtandesherrlichen Rechtszuſtandes des 
Fürſtlichen Hauſes zu Bentheim⸗Tecklenburg bezüglich der Herrſchaft 
Rheda und der Grafſchaft Hohen⸗Limburg vom 25. Oktober 1878 
(Geſetzſamml. S. 311); 


67. 


68. 


78. 


729 
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Ausführungsgeſetz zur Deutſchen Zivilprozeßordnung vom 24. März 
1879 Geſetzſamml. S. 281) § 3; 8 

Vertrag zwiſchen dem Preußiſchen Staate und den Landgrafen von 
Heſſen-Philippstal und Heſſen-Philippstal⸗Barchfeld über das Fidei⸗ 
kommißvermögen des vormals Kurheſſiſchen Hauſes vom 13. De⸗ 
zember 1880 (Artikel 8) nebſt Anlage und Schlußprotokoll (Nr. 4) vom 
gleichen Tage und Vertrag über die Anſprüche der Großherzoglich 
Heſſiſchen Linie vom 13. Januar 1881 ſowie Geſetz vom 16. März 1881 
Geſetzſamml. S. 140); 


„Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 (Geſetz⸗ 


ſamml. S. 181) $$ 17, 53; 5 


Kreisordnung für die Provinz Heffen-Naffau vom 7. Juni 1885 
9 N = 


(Geſetzſamml. S. 193) §§ 17, 54; 


„Kreisordnung für die Provinz Weſtfalen vom 31. Juli 1886 Geſetz— 


ſamml. S. 217) §§ 17, 45, 99; 


„Kreisordnung für die Rheinprovinz vom 30. Mai 1887 (Geſetzſamml. 


S. 209) § 17, 45, 99; 


Kreisordnung für die Provinz Schleswig⸗Holſtein vom 26. Mai 1888 


(Geſetzſamml. S. 139) §§ 17, 83, 


„Geſetz wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern vom 14. Juli 1893 


(Geſetzſamml. S. 119) § 3; 


„Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893 (Gefegfamml. S. 152) 


88 21, 22, 40 Abſ. 3, 68; 


76. Ausführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 


1899 GGeſetzſamml. S. 177) Artikel 88, 


. Gefeß über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 


(Geſetzſamml. S. 249) Artikel 136, 1377 
Geſetz über die Landestrauer vom 14. April 1903 Geſetzſamml. S. 115); 
Wohnungsgeſetz vom 28. März 1918 Geſetzſamml. S. 23) Artikel 7 § 4. 


Berlin, den 23. Juni 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Stegerwald. 


Severing. Lüdemann. 
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